
1207 der Beilagen zu denstenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

1979 02 20 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1979, 
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 (34. Gehalts.,. 
gesetz-Novelle), . das Beamten-Dienstrechts­
gesetz, das Richterdienstgesetz, das Bundes­
gesetz über Ergänzungszulagen zur Erhöhung 
der Anfangsbezüge im öffentlichen Dienst 
und die Reisegebührenvorschrift geändert 

werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBL Nr.54, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 677/ 
1978, wird. wie folgt geändert; 

1. Im § 12 a Abs. 3, 4 und 6 wird der jeweils 
letzte Satz aufgehoben. 

2. Im § 20 c Abs. 2 Z. 1 wird die Zitierung 
,,§ 42 Abs. 3 zweiter Satz erster Halbsatz" durch 
die Zitierung ,;§ 66 Abs. 3 erster Satz des Richter­

- dienstgesetzes" ersetzt. 

3. §. 33 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Fur Beamte der Verwendungsgruppen E, 
D und C kann eine Beförderung in die Dienst­
klasse III frühestens vier Jahre vor der Zeitvor­
ruckung in diese Dienstklasse erfolgen." 

4. Im § 34 Abs .. l wird der letzte Satz aufge­
hoben. 

5. An die Stelle der §§ 41 bis 47 treten folgende 
Bestimmungen: 

"ABSCHNITT IV 

Richteramtsanwärter, . Richter und Staatsan­
wälte 

UNTERABSCHNITT A 

Richtetamtsanwärter und Richter 

§ 41. Die besoldungsrechtlicheo Sonderbe· 
~timmungen fur Richteramtsaowärtet und: Richter 
sind im Richterdiensfgesetz geregelt. 

UNTERABSCHNITT B 

Staatsanwälte 

Gehalt 

§ 42. (1) Der Gehalt des Staatsanwaltes wird 
durch die Gehaltsgruppe und in ihr durch die 
Gehaltsstufe bestimmt und beträgt 

in der Gehaltsgruppe 
in der 

I I Gehalts- I 1I III 
stufe 

Schilling 

1 11 781 - -
2 .12727 - -
3 13 985. - -
4 14955 - -
5 16279 -
6 17157 - -
7 17 976 - -
8 19189 19456 -
.9 20797 21064 2359Z 

10 21851 22117 .. 26336 
11 23353 23620 29070 
12 25872 27379 32300 
13 28165 28703 36295 
14 30401 32844 37494 
15 32637 35939 39088 
16 33466 3.8538 403.00 

Der Gehalt des Leiters der Generalprokuratur 
beträgt 44 700 S. ; 

(2) Es haben Anspruch auf ein Gehalt der 

1. Gehaltsgruppe I: Staatsanwälte, Leiter eirier 
Staatsamvaltschaft; 

2. Gehaltsgruppe II: Stellvertreter des Leiters 
dner Oberstaatsanwaltschaft, . Erste Stell­
vertreter des Leiters einer Oberstaatsan­
waltschaft, Leiter einer Oberstaatsanwalt­
schaft; 

3. Gehaltsgruppe IU ~Stellvertreter des Leiters 
der Gel1eralprokuratur, Ente Stellvertreter 
des Leitetsder. Generalprökuratur. 
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2 1207 der Beilagen 

(3) Durch die Ernennung eines Staatsanwaltes. II Gehalt und dem Gehalt der Gehaltsstufe 13 der 
:um Sta~tsanwalt eir:er a~deren Gehaltsgruppe Gehaltsgruppe H. Befindet er sich in einer höheren 
andern sich, sofern sIch mcht aus Abs. 1 letzter Gehaltsstufe als der Gehaltsstufe 13, so gebührt 
Satz, Abs. 4 oder 5 anderes ergibt, die Gehalts-I ihm diese Dienstzulage im Ausmaß des Unter­
stufe und der V orrückungstermin nicht. Abwei- schiedsbetrages zwischen seinem Gehalt und dem 
chend vom ersten Satz gebührt jedoch dem Gehalt der gleichen Gehaltsstufe der Gehalts­
Staatsanwalt, der in eine höhere Gehaltsgruppe gruppe 11. 
ernannt wird und die in dieser Gehaltsgruppe 
vorgesehene Anfangsgehaltsstufe noch nicht er­
reicht hat, die Anfangsgehaltsstufe der neuen Ge­
haltsgruppe; eine Votrückung in die nächst­
höhere Gehaltsstufe erfolgt nach Maßgabe der 
gemäß Abs. 6 für die V orrückung maßgebenden 
Dienstzeit. 

(4) Dem Leiter der Oberstaatsanwaltschaft und 
dem Ersten Stellvertreter des Leiters der Ober­
staatsanwaltschaft. gebührt ·zumindest der Gehalt 
der Gehaltsstufe 13. Die V orrückung in die Ge­
haltsstufe 14 erfolgt nach Maßgabe der gemäß 
Abs. 6 für die Vorrückung maßgebenden Dicnst­
zeit. Bei Ernennung auf eine Staatsanwaltsplan­
stelle anderer Art gebühren ihm die Gehaltsstufe 
und der Vorrückungstcrmin, die sich aus der 
gemäß Abs. 6 für die Vorrückung maßgebenden 
Dienstzeit ergeben. . 

(5) Die übrigcn Stellvertreter des Leiters der 
Oberstaatsanwaltschaft erreichen höchstens die 
Gehaltsstufe 14. Bei Ernennung auf eine Staats­
anwaltsplanstelle anderer Art gebühren ihnen -
unbeschadct des Abs. 4 erster und zweiter Satz -
die Gehaltsstufe und der Vorrückungstermin, 
die sich aus der gemäß Abs. 6 für dic Vorrückung 
maßgebenden Dienstzeit ergeben. 

(6) Für die Vorrückung der Staatsanwälte ist 
die Dienstzeit maßgebend, die sich aus der An­
wendung der §§ 8 und 10 und der Bestimmungen 
über. den V orrückungsstichtag ergibt, soweit sie 
vier Jahre übersteigt. § 66 Abs. 3 und 4 des 
Richterdienstgesetzes ist sinngemäß anzuwenden. 

Dienstal terszulage 

§ 43. (1) Dem Staatsanwalt, der vier Jahre in 
der Gehaltsstufe 16 verbracht hat, gebührt eine 
ruhegenußfähige Dienstaltcrszulage von 1 310 S. 
Die §§ 8 und 10 sind sinngemäß anzuwcnden. 

(2) Für den Leiter der Gcneralprokuratur und 
die im § 42 Abs .. 5 genannten Stellvertreter des 
Leiters derOberstaatsanwaltschaft fällt die Dienst­
alterszulage mit dem Zeitpunkt an, in dem ihre 
Dienstzeit, die gemäß § 42 Abs. 6 für die Vor­
rückungmaßgebend ist, die für deilAnfallder 
Dienstalterszulage . gemäß Abs. 1 erforderliche 
Dauer erreicht. 

Dienstzulage 

§ 44.(1) De.m LeiterdetStaatsanwaltschaftge­
bührteine ruhcgeiiußfähige DicnstzuIageim Aus­
maß des Unterschiedsbetfages zwischen seinem 

(2) Dem Leiter der Oberstaatsanwaltschaft ge­
bührt eine ruhegenußfahige Dicnstzulage im Aus­
maß des Unterschiedsbetrages zwischen seinem 
Gehalt und dem Gehalt der gleichen Gehaltsstufe 
dcr Gehaltsgruppe H1. 

Verwend ungszulage 

§ 45. (1) Eine ruhegenußfähige Verwendungs-
zulage gebührt .. 

1. im Ausmaß von 5 306 S 
a) dem Leiter einer Staatsanwaltschaft, die 

nicht unter Z. 2 oder ~ angeführt ist, und 
b) dem Stellvertreter des Leiters der Ober­

staatsanwaltschaft ab dem zweiten Jahr 
nach dem Anfall der Gehaltsstufe 13; 

2. im Ausmaß von 6 633 S 
a) dem Leiter der Staatsanwaltschaft am 

Sitz eincs Oberlandesgerichts, soweit sie 
nicht unter Z. 3 angcführt ist, dem Leiter 
der Staatsanwaltschaft Klagenfurt sowie 
dem Leiter der Staatsanwaltschaft Salz­
burg und 

b) dem Ersten Stellvertreter des Leiters der 
Oberstaatsanwaltschaft ; 

3. im Ausmaß von 7 960 S 
a) dem Leiter der Staatsanwaltschaft Wien, 
b) dem Leiter der Oberstaatsanwaltschaft 

und 
c) dem Stellvertreter des Leiters der General­

prokuratur; 

4. im Ausmaß von 9 286 S dem Ersten Stell­
vertreter des Leiters der Generalprokuratur; 

5. im Ausmaß von 10613 S dem Leiter der 
Generalprokuratur . 

(2) Durch die Verwendungszulage gelten alle 
Mehrleistungen des Staatsanwaltes in zeitlicher· 
und mengenmäßiger Hinsicht als abgegolten. J e­
weils die Hälfte der Verwendungszulage gilt als 
Abgeltung für zeitliche Mehrleismngen. 

Überstellllng 

§ 46. Wird ein Richter zutnStaatsan:walt er­
nannt, so ändern sich seine Gehaltsstufe lind sein 
nächster V orrückungstermin nicht, ·soferh sich 
nicht aus § 42 Abs. lletzterSat'z, Abs;4 oder 5 
anderes ergibt. . 
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1207 der Beilagen 3 

§ 47. Wird ein Beamter einer anderen Besol-I folgenden Tabelle angeführten Zeiträume über­
d.ungswuppe zum Staatsanwalt ernannt, so richten steigt 
s1ch seme Gehaltsstufe und sein allfälliger An­
spruch auf eine Dienstalterszulage nach der Zeit 

: 

, 
die für seine Vorrückung als Staatsanwalt ge­
mäß § 42 Abs. 6 maßgebend gewesen wäre. 

6. Im § 59 Abs. 12 Z. 3 lit. a wird nach dem 
Wort "Haup!schulen" eingefügt: ", Sonderschu­
len oder Polytechnischen Lehrgängen". 

7. Am Ende des § 59 Abs. 12 Z. 3 wird das 
,Wort "oder" durch einen Strichpunkt und am 
Ende des § 59 Abs. 12 Z. 4 wird der Punkt durch 
das Wort "oder" ersetzt. Dem § 59 Abs. 12 Z. 4 
wird angefügt: 

,,5. Lehrern der Verwendungsgruppe L 3, die 
an V olks- oder Hauptschulen ganzjährig 
mit der Erteilung übungs schulmäßigen 
Unterrichts als Arbeitslehrerinnen (für 
Schüler der Bildungsanstalt für Arbeits­
lehrerinnen) oder· als Religionslehrer (für 
Studierende der' Religionspädagogischen 
Akademien) betraut sind." 

8. Dem § 59 Abs. 13 Z. 1 wird angefügt: 
"e) im Falle des Abs. 12 Z. 5 den Unterschieds­

betragzwischen dem Gehalt (einschließlich 
einer allfälligen Dienstalterszulage und Er­
gänzungszulage) des Lehrers und dem Ge­
halt (einschließlich einer allfälligen Diens t­
alterszulage und Ergänzungszulage), der 
dem Lehrer gebühren würde, wenn er zum 
Lehrer der Verwendungs gruppe , L 2 b 1 
ernannt wordeJ!. wäre;" . 

,9, § 68 erhält folgende ,Fassung: 

"Überstellung 

§ 66. (1) Wird ein Beamter aus der Verwen­
dungsgruppe S 2 .in die Verwendungsgruppe S 1 
überstellt, so gebühren ihm die Gehaltsstufe und 
allfällige Dienstalterszulage, die sich ergeben 
würden, wenn er die Zeit, die für das Erreichen 
seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen 
Verwendungsgruppe notwendig ist, in dem fünf 
Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter der 
Verwendungs gruppe S 1 zurückgelegt hätte. An 
die Stelle des Zeitraumes von fünf Jahren tritt 
ein solcher von sieben Jahrel1, wenn der Beamte 
keine abgeschlossene Hochschulbildung im Sinne 
der Ernennungserfordernisse für die Verwen­
dungsgruppe L 1 aufweist. 

(2) Wird ein Beamter einer' anderen Besol­
dungsgruppe zum Beamten des Schulaufsichts­
dienstes ernannt, so gebührt ihm die besoldungs­
rechtliche Stellung, die sich ergeben würde, wenn 
er die in der bisherigen Besoldungs- oder Ver­
wendungsgruppe maßgebende Gesamtdienstzeit 
in dem Ausmaß in der neuen Verwendungsgruppe 
zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die in der 

überstellung Zeit-
raum 
----

von der Besol- Ausbildung im Sinne 
dungs- oder ,in die der Ernennungser-

Verwendungs- Verwen- fordernisse der An-
gruppe gemäß dungs- lage ,I zum Beamten- Jahre 

§ 12 a Abs. gruppe Dienstrechtsgesetz 
2 Z. 

1 15 
2 S 2 13 
3 11 

1 mit abgeschlosse- 20 
2 S 1 nem Hochschul~ 18 
3 studium 16 

1 ,22 
2 S 1 inden: übrigen 20 
3 Fä\1en 18 

(3) Erreicht bei einer Üb'erstellung gemäß 
Abs. 2 die Zeit, die für die V orrückung oder 
Zeitvorruckung notwendig' ist, den in der Tabelle 
im Abs. 2 für den, betreffenden Überstellungsfall 
vorgesehenen Zeitraum nicht, so verlängert, sich 
der Zeitraum für die Vorrückung in die Gehalts-
stufe 2 um das Ausmaß des fehlenden Zeitraumes. 

(4) § 12a Abs. 5 bis 9 ist sinngemäß anzu-
wenden." 

10. Die im § 73 Abs. 1 für Wachebeamte der 
Verwendungsgruppe W2 vorgesehene Tabelle 
erhält folgende Fassung: 

in der Verwendungs gruppe W 2 

in der Dienstzulagenstufe 

in der 1 I 
I 

2 

Schilling 

Grundstufe I 357 I 638 

a) 760 
I 

1086 

Dienststufe 1 ab 1. 7'1 ab 1. 1. ab 1. 7'1 ab ,1.1. 
1979 1980 1979 1980 

b) 855 962 1222 1374 

Dienststufe 2 1222 1374 1509 1697 

Dienststufe 3 '1 799 2024 2153 2423 

11. An die Stelle des § 73 Abs. 3 bis 5 treten 
folgende Bestimmungen: 

,,(3) Eine Dienstzulage der Dienststufe 1 nach 
den unter lit. b angeführten Ansätzen gebührt den 
Wachebeamten der Verwendungsgruppe ,W 2, 
die 

2 
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4 . 1207 der BeHagen 

1. die Grundausbildung fürdienstführende 
Wachebeamte oder für Kriminalbeamte der 
Verwendungsgruppe W 2 (Z. 3 der Er­
nennungserfordernisse der Verwendungs­
gruppe W 2 in der Anlage 1 zum BDG) 
gemäß den §§ 14 bis 21 des BDG erfolgreich 
abgeschlossen haben oder die die Ernen­
nungserforderrusse für die Verwendungs­
gruppe W 2 gemäß § 141 Abs. 2 des BDG 
erfüllt haben, oder 

2. die bis zum 31. Dezember 1972 zu Wache­
beamten der Verwendungsgruppe W 2 er­
nannt oder bis zu diesem Zeitpunkt in die 
Verwendungsgruppe W 2 übernommen 
wurden, 

wenn ihnen ru!=ht eine Dienstzulage einer höheren 
Dienststufe gebührt. 

(4) In der Verwendungsgruppe W 2 gebührt 
die Dienstzulagenstufe 1 ab der Ernennung in die 
betreffende Grundstufe oder· Dienststufe. Die 
Vorrückungsfrist in die Dienstzulagenstufe 2 be­
trägt in der Grundstufe 14 lind in den anderen 
Dienststufen 4 Jahre. Im Falle der Ernennung auf 
eine Planstelle der 

1. DienstStufe 1 ist die in der Dien$tzulagen-
stufe 2 der Grundstufe, . 

2. Dienststufe·2 ist die in der Dienstzulagen-
stufe 2 der Dienststufe 1 

zurückgelegte Zeit bis zum Höchstausmaß von 
vier Jahren für die V orrückung in die Dienstzu-
lagenstufe 2 anzurechnen. . 

(5) Die §§ 8 und 10 sind auf die in den Abs. 2 
und 4 angeführten Zeiten sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die im Abs. 1 für Wachebeamte der Ver­
wendungsgruppe W 1 vorgesehenen. Dienstzu­
lagen gebühren Erziehern an Justizanstalten in 
der Verwendungsgruppe W 1 in jener Höhe, die 
ihnen gebühren würde, wenn auf sie die Be­
stimmungen über die Amtstitel der übrigen 
Wachebeamten der Verwendungsgtuppe W 1 
anzuwenden wären. 

(7) Beamte, die in die Verwendungsgruppe W 1 
überstellt wurden und die am Übers teIlungs tag 
nach Abs. 1 in der Verwendungsgruppe W 2 
Anspruch auf eine höhere als die für sie in den 
Dienstklassen II bis IV der Verwendungsgruppe 
W 1 vorgesehene Dienstzulage hätten, gebührt 
ab dem 1. Juli 1979 anstelle der für sie in der 
Verwendungsgruppe . W 1 vorgesehenen Dienst­
zulage die Dienstzulage nach der Verwendungs­
gruppe . W 2 bis iur Ernennung in die' Dienst­
ldasse V." 

12. An die Stelle des§ 75 Abs. 4 und 5 treten 
folgende Bestimmungen: . 

,,(4) Die Vorrückung der Berufsoffiziere wird 
aufgeschoben 

1. durch Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
gegen den betreffenden Berufsoffizier bis 
zum Abschluß des Verfahrens; 

2. durch Verhängung der Suspendierung des 
Berufsoffi~iers bis zu ihrer Aufhebung. 

(5) Ist der Aufschiebu~gsgrund weggefallen, 
so ist die Vorrückung rückwirkend zu vollziehen. 
Die zufolge der Aufschiebung zurückbehaltenen 
Teile des Monatsbezuges und allfälliger Sonder­
zahlungen sind nachzuzahlen. Dies gilt jedoch 
nur so weit, als nicht die Vorrückung gehemmt 
oder eingestellt ist. 

(6) Die Einstellung der V orrückung besteht 
darin, daß die aufgeschobene Vorrückung rucht 
mehr zu vollziehen ist. Die Einstellung der Vor­
rückung tritt ein, 

L wenn der Berufsoffizier entlassen wird, 
2. wenn über den Berufsoffizier die Diszipli­

narstrafe der Versetzung in den Ruhestand 
verhängt wird, 

3. wenn der Berufsoffizier während.eines gegen 
ihn laufenden Disziplinarverfahrens aus dem 
Dienstverhältrus austritt. 

(7) § 10 Abs. 1 ist auf Berufsoffiziere mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß zu den dort angeführ­
ten .. Hemmungsgründen folgende Hemmungs­
gründe hinzutreten: 

1. Disziplinarerkenntnis, das auf die Aus­
schließung von der V oirückung oder auf die 
Minderung der Bezüge lautet;· die Hemmung 
gilt für die im Erkenntnis bestimmte Zeit 
und bcginntmit dem der Einleitung des 
Disziplinarverfahrens nächstfolgenden 1. 
Jänner oder 1. Juli; 

2. Verhängung einer Disziplinarstrafe, wenn 
der Berufsoffizier während des Disziplinar­
verfahrens vom Dienst suspendiert war; die 
Hemmung gilt für die Zeit der·Suspendie­
rung. 

§ 10 Abs. 2 und 3 ist auf die in den Z. 1 und 2 
angeführten Fälle anzuwenden. 

(8) Abweichend vom § 13 Abs. 1 und 2 sind auf 
Berufsoffiziere folgende Bestimmungen anzu­
wenden: 

1. Der Monatsbezug wird gekürzt 
a) durch Beschluß der Disziplinarkommis-' 

sion, womit der Berufsoffizier während 
der Suspendierung in seinen Bezügen be­
schränkt wird, in dem im Beschluß fest­
gesetzten Ausmaß; 

b) durch ein auf Minderung der Bezüge 
lautendes Disziplinarerkenntnis in dem 
festgesetzten Ausmaß und für die be­
stimmte Zeit. 

2. Hat das Disziplinarverfahren durch Frei­
spruch oder Verhängung einer Ordnungs­
strafe geendet, so ist die Nachzahlung der 
gemäß Z. 1 lit. a zurückbehaltenen Monats­
bezüge zu veranlassen. Das gleiche gilt, 
wenn das Disziplinarverfahren eingestellt 
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1207 der Beilagen 5 

wurde, es sei denn, daß der Berufsoffizier 
während des gegen ihn laufenden Diszipli­
narverfahrens aus dem Dicnstverhältnis aus­
getreten ist." 

13. An die Stelle des § 78 Abs. 5 und 6 tritt 
folgende Bestimmung: 

,,(5) § 75 Abs. 4 bis 8 ist auf die im § 1 des 
Heeresdisziplinargesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. 369/1975 angeführten 
zeitverpflicliteten Soldaten sinngemäß mit der 
Maßgabe_anzuwenden, daß an die Stelle des Aus-
trittes die Kündigung tritt." ' 

·14. § 85 d Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) § 75 Abs, 4 bis 8 ist auf die i~ § 1 des 
Heeresdisziplinargesetzes in der Fassung des 

'Bundesgesetzes BGBl; Nr. 369/1975 angeführten 
Bea!l).ten, die nach § 11 des Wehrgesetzes zur 
Ausubung einer Unteroffiziersfunktion , heran­
gezogen sind, sinngemäß 'anzuwendel1.",>, 

15. § 86 Abs.2 lit.'c wird ~ufgehoben; die bis­
herigenlit. cl bis f erhalten die Bezeichnung;"c)" 
bis "e)". 

Planstelle ' Amtsritel 

Staatsanwalt 

Leiter der 
Staatsanwaltschaft 

Stelivertreter des I:ei'ters 
der Oberstaats- ' 
anwaltschaft 

Erster Stellvertreter' des 
-Leiters der Oberstaats-· 
anwaltschaft 

Leiter der OberstClats­
anwaltschaft ' 

Stellvertreter des Leiters 
der Generalprokuratur 

Erster Stellvertreter des 
Leiters der 
Generälp!?kurat\1t 

Leiter der 
, Genei:aiprökur~tur 

'I Leitender Staatsanwalt 

I 
I 

! 
! 

Oberstaatsanwalt­
stellvertreter 

Erster Oberstaatsanwalt­
stellvertreter 

I Oberstaatsanwalt 

Generalanwalt 

I Erster GeneraJanwalt 

I 
I Generalprokurator'" 

I
,' ..' ,', 

, ' 

7. Anla,gc'l Z. 18 erhält folge1i,d~ Fassung:" ,t6. Dem § 86 wird angefügt: ~ 
.:,,(3)'Staatsanwälten, die 'dem ,im Abs.1 um- ,,18. :STAATSANWÄLTE 

. ,schriebenen Personenkreis angehören, gebührt, Ernennungserfordernisse.:' 
nach zwei in der Gehaltsstufe 16 verbrachten Zum Staatsan~a.lt kann 'hur ernannt 'werden, 

~ Jahren eine Erhöhung des Gehaltes um,2033 S 
Die §§ 8 und 10 sind sinngeniäß .anzuwenden: 

'" (4) Abs. 3 ist auch auf die im§ 43,Abs, 2 ge­
nannten Staatsanwälte anzuwenden, \~enn, ihre 
gemäß § 42 Abs. 6 für die Vorrückuhg anrechen­
bare Dienstzeit die für den Anfall der Erhöhung 
des Gehaltes gemäß Abs. 3 erforderliche Daucr 

, erreicht." 

Artikel II 

Das, Beamten-Dienstrechtsgesetz, BGBL Nr. 
329/1977, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 2\vird die Zitierung"im § 65" 
durch die Zitierung "in cl,en §§ 65, 66 llnd 68 a" 
~rsetzt. ' , ' 

2. Im § 8,Abs. 1 entfällt der Ausdruck"Stan­
des gruppe,". 

, 3. Im § 9 Abs. 2 wird, das' Wort ,;Standesg(up­
pen" durch das Wort" Gehaltsgruppen" ersetzt. 

4. Im § 9 Abs. 3 wird das Wort "Standesgruppe" 
durch das Wort ."Gehaltsgruppe" ersetzt,. 

5. Im § 22 Abs. 3 entfällt der Ausdruck" ,Stari-
des gruppe" . ' 

6. § 112 erhält folgende, Fassung: 

"Planstellen und Amtstitel 

§ 112. Für die Staatsanwälte sind folgende 
Planstellen mit folgenden Amtstiteln vorzusehen: 

wer 
a) im Sinne 'des Art. II des Richterdienst­

gesetzes Richter ist 'o,der Richter war und 
wieder zum Richter ernannt werden könnte 
und' , , 

b) am Tag der Wirksamkeit der Ernennung 
auf eine' Staatsanwaltsplanstelle nach den für 
Richter geltenden besoldungsrechtlichen Be­
stimmungen zumindest in die Gehaltsstufe 2 
einzureihen wäre." 

Artikel III 

Das Richterdienstgesetz, BGBL Nr. 305/1961, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBL 
Nr. 292/1978, wird w.ie folgt geändert: 

1. Art. III Abs. 1 letzter Satz wirdaufgehoben. 

2. § 4 ei:hält folgende Fassung:, 

"Ernenn ungs dekret 

§ 4. Über die Ernennung zum Richteramtsall­
wärter ist ein Dekret auszufertigen, in dem die 
Planstelle anzugeben und darauf hinzuv.:eisen ist, 
daß das Dienstverhält~1is provisorisch ist." 

3. § 25 Abs. 4 erster Satz erhält folgende 
Fassung: 
"Die Ernennung des Richters auf eine andere 
Planstelle derselben Gehaltsgruppe (Versetzung) 
bedarf weder eines Bewerbungsgesuches noch der 
Einholung eines Besetzungsvorschlages der Per­
sonalsenate, wenn sie in Vollziehung eines Er-
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kenntnis ses des Disziplinargerichtes oder eines Kalenderjahres für das zu etzt abgelaufene Ka-
Beschlusses nach, § 90 dieses Bundesgesetzes er- lenderjahr zu beschreiben." ' 
folgt." 

4. § 27 erhält folgende Fassung: 

"Ernennungsdekret 

§ 27. Über jede Ernennung ist ein Dekret aus­
zufertigen, in dem die Planstelle und die Gehalts­
gruppe anzugeben sind." 

5. § 32 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Für die Planstellen der Richter beim Ober­

.landesgericht für den Sprengel des Oberlandes­
gerichtes ist jedoch nur ein Besetzungsvorschlag 
vom Personalsenat des Oberlandesgerichtes, bei 
dem die Planstelle zu besetzen ist, zu erstatten und 
unmittelbar an das Bundesministerium für Justiz 
weiterzuleiten. " 

6. § 33 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten; 
"Bei gleichwertigen Bewerbern entscheidet, so­
weit es sich um eine Planstelle bei einem Gericht 
handelt, bei dem der Richter tätig ist, die bei 
diesem Gericht zurückgelegte Dienstzeit;. Ist kei­
ner der Bewerber b~i diesem Gericht tätig, ent­
scheidet der für di~ besoldungsrechtliche Stellung 
maGgeblic~e Vorrückungsstichtag." 

7. § 37 Abs.l erhält folgende Fassung: 
,.,(1) Wahlberechtigt sind beim ,.Gerichtshof 

erster Instanz die bei diesem Gerichtshof und bei 
den ihm unterstellten Bezirksgerichten ernannten 
Richter, bei den anderen Gerichtshöfen die dort 
ernannten Richter. Bein} Gerichtshof erster In­
stanz sind auch diejenigen Richter beim Oberlandes­
gericht für den Sprengel des, Oberlandesgerichtes 
wahlberechtigt, die bei dem Gerichtshof erster 
Instanz oder bei den ihm unterstellten -Bezirks­
gerichten am Tage der Bestimmung des Beginnes 
und des Endes der Wahl des neuen Personalsenates 

11. An die Stelle der §§ 65 bis 68 treten folgende 
Bestimmungen: 

"Planstellen und Gehaltsgruppen 

§ 65. (1) Für Richter sind nach~tehendepran­
stellen und, Gehaltsgruppen oder feste Gehälter 
vorgesehen: 

Planstelle 

Rieh ter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Richter des Landes-, Handels-, 
gerichtes und ' 

Richter des Jugendgerichtshofes 

Kreis-

Vizepräsident des Landes-" Handels~, 
Kreisgerichtes und 

Vizepräsident des Jugendgerichtshofes 

Präsident des Landes-, Handels-, 
Kreisgerichtes und ' 

Präsident des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht für den 
Sprengel 'des Oberlandesgerichtes 

Richter. des Oberlandesgeriehtes 

Senatspräsident des 
Ob~r1andesgerichtes 

Vizepräsident des 
,Oberlandesgerichtes 

Präsident des Oberlandesgerichtes 

Hofrat des Obersten Gerichtshofes 

Senatspräsident des Obersten 
Gerichtshofes 

I 
Gehalts­
gruppe, : 

I 

Ir 
" ~;. 

I fester Gehalt 

III 

zur Gänze oder überwiegend verwendet wurden." Vizepräsident des Obersten 
Gerichtshofes 

8. § 37 Abs. 2 zweiter Satz erhält folgende fester Gehalt 
Fass,ung: Präsident des Obersten 

Gerichtshofes 
"Die Richter beim Oberlandesgericht für den 
Sprengel des Oberlandesgerichtes sind niCht wähl­
bar." (2) Die Zahl der Richter>beim Oberlandes­

gericht für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 
9. § 38 Abs. 2 zweiter Satz erhält folgende darf 30 v. H. der auf Grund des Stellenplanes fur 

Fassung: , die Bezirksgerichte außerhalb des Sitzes eines 
"Den Richtern beim Oberlandesgericht für den Gerichtshofes festgesetzten Richterpos~en im 
Sprengel des Oberlandesgerichtes ist dieses Ver- Spengel des Oberlandesgerichtes, ausschließlich 
zeichnis direkt mitzuteilen." der Gerichtsvorsteherposten, nicht überschreiten. 

10. Im § 51 Abs. 2 erhalten der erste und der 
zweite Satz folgende Fassung: 
"Die Richter der Gehaltsgruppe I sind im 
ersten Viertel des auf eine Ernennung folgenden 
zweiten Kalenderjahres für das zuletzt abgelaufene 
Kalenderjahr zu beschreiben. Außerdem sind sie 
für das Kalenderjahr zu beschreiben, in dem sie 
die Gehaltsstufe 7 erreicht haben. Die Richter des 
Oberlandesgerichtes sind ebenfalls im ersten 
Viertel des auf ihre Ernennung folgenden zweiten 

Gehalt des Richteramtsanwärters 

'§ 65 a. Der Gehalt' des Richteramtsanwärters 
beträgt 11 070 S. 

Gehalt des Richters 

§ 66. (1) Der Richter ist bei seiner Ernennung 
zum Richter in die Gehaltsgruppe I einzureihen. 
Wenn es jedoch besondere, dienstliche Rück-

. ' . 
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sichten geboten erscheinen lassen, kann der 
Richter durch Verfügung des Bundespräsidenten 
unmittelbar in eine höhere Gehaltsgruppe einge­
reiht werden; hiebei ist nach Maßgabe der 
Bestimmungen. über den Vorrückungsstichtag 
auf die bisherige Berufslaufbahn und auf die 
künftige Verwendung des Richters Bedacht zu 
nehmen. 

. (2) Der. Gehalt des Richters wfrd durch die 
Gehaltsgruppe und in ihr· durch die Gehalts­
stufe bestimmt; Er beträgt: 

in der Gehaltsgruppe 
in der 

Gehalts- I I TI I III 
stufe 

Schilling 

1 11 781 - -
2 12727 - -
3 13 985 - -
4 14955 - -
5 16279 - -
6 17157 - -
7 17 976 - -
8 19189 19456 -
9 20797 21064 23592 

10 21851 22117 26336 
11 23353 23620 29070 
12 25872 27379 32300 
13 28165 28703 36295 
14 30401 32844 37494 
15 32637 35939 39088 
16 33466 38538 40300 

(5) Der Richter der Gehaltsgruppe I erreicht die 
Gehaltsstufe 8 nur dann, wenn er mindestens 
eine seinem Dienstalter entsprechende Durch­
schnittsleistung erbringt. 

(6) Die Vorrückung der Richter wird aufge­
schoben 

1. durch Einleitung eines Disziplinarverfah­
rens gegen den betreffenden Richter bis 
zum Abschluß des Verfahrens; 

2. durch Verhängl.lt:!g der Suspendierung des 
Richters bis zu ihrer Aufhebung. 

(7) Ist der Aufschiebungsgrund weggefallen, 
so ist die V orruckung rückwirkend zu voll­
ziehen. Die zufolge der Aufschiebung zurück­
behaltenen Teile des Monatsbezuges und all­
fälliger Sonderzahlungen sind nachzuzahlen. Dies 
gilt jedoch nur so weit, als nicht die Vorrückung 
gehemmt ist oder eingestellt wird. 

(8) Die Einstellung der V oriiickung besteht 
darin, d~ß die aufgeschobene Vorrückung nicht 
mehr zu vollziehen ist. Die Einstellung der V or­
ruckung . tritt ein, 

1. wenn der Richter entlassen wird, 
2. wenn über den Richter die Diszipliriarstrafe 

. der Versetzung in den Ruhestand verhängt 
wird, . 

3. wenn der .Richter während eines gegen 
ihn laufenden Disziplinarverfahrens aus dem 
Dienstverhältnis austritt. 

Ein fester Gehalt gebührt dem 

1. Präsidenten des Oberlandesgerichtes 
Ausmaß von 44 700 S, 

(9) § 10 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956, 
BGBI. Nr. 54, ist auf Richter mit der Maß­
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des in Z. 1 

im angeführten Hemmungsgrundes folgende Hem­
mungsgründe treten: 

2. Vizepräsidertten des Obersten Gerichtshofes 
im Ausmaß von· 44 700 Sund 

3. dem Präsidenten des Obersten Gerichtshofes 
im Ausmaß von 49 770 S. 

(3) Dem Richter ist die Zeit, die für die Fest­
setzung des V orrückungsstichtages berücksich­
tigt worden ist, für die V orrückung so weit 
anzurechnen, als sie vier Jahre übersteigt. Die 
Zeit, die der Richter nach Ablauf einer vier­
jährigen Rechtspraxis bis zur Ablegung der 
Richteramtsprüfung zurückgelegt hat, ist· für 
die Vorrückung nicht anrechenbar, sofern den 
Richter an der verspäteten Ablegung der Richter­
amtsprüfung ein Verschulden· trifft: 

(4) Wenn es besondere dienstliche Rücksichten 
geboten erscheinen lassen, kann bei der Ernen­
nungzum Richter durch Verfügung des Bundes­
präsidenten unmittelbar eine höhere Gehaltsstufe 
zuerkannt werden. Abs.1 letzter Halbsatz ist 
auch in diesen Fällen anzuwenden. 

1. Disziplinarerkenntnis, das auf die Aus- , 
schließung von der V orrückung oder auf 
die Minderung der Bezüge lautet; die 
Hemmung . gilt für die im Erkenntnis be­
stimmte Zeit und beginnt mit dem der 
Einleitung des Disziplinarverfahrens .nächst­
folgenden1. Jänner oder 1. Juli; 

2. Verhängung einer Disziplinarstrafe, wenn 
der Richter während des Disziplinarver­
fahrens vom Dienst suspendiert war; die 
Hemmung gilt für die Zeit der Suspendie­
rung; 

3. eine auf "nicht entsprechend" lautende 
Gesamtbeurteilung ; die Hemmung beginnt 
mit demZeifpunkt der Rechtskraft der 
Gesamtbeurteilung; die Dauer der Hem­
mung richtet sich nach der Anzahl der 
Kalenderjahre, für die die Gesamtbeurtei­
lung auf "nicht entsprechend" lautet. 

§ 10 Abs. 2 und 3 des Gehaltsgesetzes 1956 ist 
auf die in den Z. 1 bis 3 angeführten Fälle anzu­
wenden. 
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(10) Abweichend vom § 13 Abs. 1 und 2 des 
Gehaltsgesetzes 1956 sind auf Richter folgende 
Bestimmungen anzuwenden: 

1. Der Monatsbezug wird gekürzt 
a) durch Beschluß des Disziplinargerichtes, 

womit der Richter während der Suspen­
dierung in seinen Bezügen beschränkt 
wird, in dem im Beschluß festgesetzten 
Ausmaß; 

b) durch ein auf "Minderung der Bezüge 
lautendes Disziplinarerkenntnis in dem 
festgesetzten Ausmaß und für die be-
stimmte Zeit. ' 

2. Hat das Disziplinarverfahren durch Frei­
spruch oder Verhängung' einer Ordnungs" 
strafe geendet, so ist die Nachzahlung der 
gemäß Z. 1 lit. a zurückbehaltenen Monats­
bezüge zu veranlassen. Das gleiche,' gilt, 
wenn das Disziplinarverfahren eingestellt 
wurde, es 'sei denn, daß der Richter während 
des gegen ihn laufenden Disziplinarver­
fahrens aus dem Dienstverhälrnis ausge­
treten ist. 

(11) Abweichend vom Abs. 2 gebührt 
1. dem Richter des Bezirksgerichtes höchstens 

die Gehaltsstufe 13, 

2. dem Vorsteher eines Bezirksgerichtes mit 
weniger als drei systemisierten Planstellen 
für Richter und ohne familien rechtliche 
Abteilung gemäß der Anlage zur Juris­
diktionsnorm, RGBl. Nr. 111/1895, in der 
Fassung der Z. 8 des Art. IV des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 280/1978, jedoch mit 
Ausnahme des Vorstehers des Exekutions­
gerichtes Wien, höchstens die Gehalts­
stufe 13, 

3. dem Richter, der beim Oberlandesgericht 
für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 
ernannt ist, höchstens die Gehaltsstufe 3. 

(12) Weiters gebührt abweichend vom Abs. 2 
dem Richter, der in eine höhere Gehaltsgruppe 
ernannt wird und die in dieser Gehaltsgruppe ' 
vorgesehene Anfangsgehaltsstufe noch nicht er­
reicht hat, die Anfangsgehaltsstufe der neuen 
Gehaltsgruppe; eine Vorrückung in die nächst­
höhere Gehaltsstufe erfolgt nach Maßgabe der 
gemäß Abs. 3 für die Vorrückung ermittelten 
Dienstzeit. 

(13) Durch die Ernennung eines Richters zum 
Richter einer anderen Gehaltsgruppe ändern 
sich, sofern sich nicht aus Abs. 2 letzter Satz oder 
aus Abs. 11 oder 12 anderes ergibt, die Gehalts­
stufe und der V orrückungstermin nicht. Wird 
ein Richter, der mehr als zwei Jahre in der für 
ihn gemäß Abs. 11 Z. 1 bis 3 vorgesehenen 
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, auf eine 
Planstelle ernannt, für d1,' e Abs. 11 keine Geltung I 
hat, so gebühren ihm die Gehaltsstufe und der 

Vorrückungstermin, die sich aus der gemäß 
Abs. 3 und 6 bis 9 für die VorrÜckung maßge­
benden Dienstzeit ergeben. 

D iens tal terszulage 

§ 67. (1) Dem Richter, der vier Jahre in der 
Gehaltsstufe 16 verbracht hat, gebührt eine ruhe­
germßfähige Dienstalterszulage von 1 310 S. 
Die §§ 8. und 10 des Gehaltsgesetzes 1956 und 
§ 6'6 Abs. 6 bis 9 sind sinngemäß anzuwe~den. 

(2) Den im § 66 Abs. 11 angeführten Richtern 
gebührt keine Dienstalterszulage. ' 

(3) Für die im § 66 Abs. 2 'lCtzter Satz ange­
führten Richter fällt die Dienstaltetszulage mit 
dem Zeitpunkt an, in dem ihre gemäß § 66 Abs.3, 
'4 und 6 bis 9 für die V orrückung anrechenbare 
Dienstzeit die für den Anfall der Dienstalters­
zulage gemäß Abs. 1 erforderliche Dauer erreicht. 

Dienstzulage " 

§ 68. Dem Präsidenten des Landes-, Handels­
oder Kreisgerichtes oder des Jugendgerichtshpfes 
gebührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage im 
Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen sei­
nem Gehalt und dem Gehalt der Gehaltsstufe 13 ' 
der Gehaltsgruppe Ir. Befindet er sic:h in einer 
höheren Gehaltsstufe als der Gehaltsstufe 13, 
so gebührt ihm diese Dienstzulage im Ausmaß 
des Unterschiedsbetrages zwischen seinem jewei­
ligen Gehalt und, ' dem Gehalt der gleichen 
Gehaltsstufe der Gehaltsgruppe II. 

Verwendungszulage 

§ 68 a. (1) Eine ruhegenußfähige Verwendungs-
zulage gebührt ' 

1. im Ausmaß von 5 306 S 
a) dem Vorsteher' des Bezirksgerichtes Innere 

Stadt Wien, 
b) dem Richter der Gehaltsgruppe II ab 

dem zweiten Jahr nach dem Anfall der 
Gehaltsstufe 13; 

2, im Ausmaß von 6 633 S 
a) dem Präsidenten eines Gerichtshofes 

erster Instanz, soweit er nicht unter Z. 3 
angeführt ist, 

b) dem Vizepräsidenten des Obcrlandes~ 
gerichtes, ' 

c) dem Richter d~r Gehaltsgruppe III bis 
einschließlich der Gehaltsstufe 12; 

3. im Ausmaß von' 7 960 S 

a) dem Präsidenten des Landesgerichtes 
für Zivilrechtssachen Wien lind dem 
Präsidenten des Landesgerichtes für Straf­
sachen' Wien, 

b) dem Richter der Gehaltsgruppe III ab 
der Gehaltsstufe 13; 
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4. im Ausmaß von 9 286 S 

a) dem Präsidenten des Oberlandesgerichtes, 
b) dem Vizepräsidenten des Obersten 

Gerichtshofes; 

5. im Ausmaß von 10613 S dem Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes. 

(2) Durch die Verwendungszulage gelten alle 
Mehrleistungen des Richters· in zeitlicher und 
mengenmäßiger Hinsicht als abgegolten. Jeweils 
die Hälfte derVerwendungszulage gilt als Abgel­
tung für zeitliche Mehrleistungen. 

ÜbersteIlung 

§. 68 h. Wird ein Staatsanwalt Zum Richter 
ernannt, so ändern. sich seine Gehaltsstufe und 
sein nächster Vorrückungstermin. riicht,sofern 
sich nicht aus § 66 Abs. 2, 110·der 12 anderes 
ergibt, 

§ 68 c. (1) Wird ein Beamter einer anderen 
Besoldungsgruppe zum Richter ernannt, sei 
richten sich seine Gehaltsstufe und sein allfäiliger 
Anspruch auf eine Dienstalterszulagenach der 
Zeit, die für seine Vorrückung als Richter gemäß 
§ 66 Abs. 3 und 6 bis 9 maßgebend gewesen wäre. 

(2) Im Falle einer Überstellung nach Abs. 1 
kann der Richter auch in eine höhere als die 
Gehaltsgruppe I ernannt werden. 

§ 68 d. (1) Die Zeit, die ein Richter in den 
Jahren 1938 bis 1945 wegen seiner politischen 
Gesinnung oder wegen tatsächlicher oder angeb­
licher Betätigung gegen die nationalsozialistische 
Gewaltherrschaft oder in qen Jahren 1933 bis 
1938 wegen Betätigung für eine aufgelöste Partei, 
ausgenommen die NSDAP und den Heimatschutz 
(Richtung Kammerhofer), in gerichtlicher oder 
polizeilicher Haft zugebracht· hat, . ist, wenn die 
Zeit nach den geltenden Vorschriften für die 
Vorrückung anrechenbar ist und wenn die Haft 
nicht auf Handlungen zurückgeht, die den 
Betroffenen der Begünstigung unwürdig erschei­
nen lassen, in doppeltem Ausmaß anzurechnen. 

(2) Einem Richter, der dem im Abs. 1 um­
schriebenen Personenkreis angehört, gebührt 
nach zwei in der Gehaltsstufe 16 verbrachten 
Jahren eine Erhöhung des Gehaltes um 2033 S. 
Die §§ 8 und 10 des Gehaltsgesetzes 1956 und 
§ 66 Abs. 6 bis 9 sind sinngemäß anzuweiiden. 

(3) Abs. 2 ist auch auf die im § 66 Abs. 2 letzter 
Satz und Abs. 11 genannten Richter anzuwenden, 
wenn ihre gemäß § 66 Abs. 3 und 6 bis 9 für die 
Vorrückung anrechenbare Dienstzeit die für den 
Anfall der Erhöhung des Gehaltes gemäß Abs. 2 
erforderliche Dauer erreicht." 

12. § 69 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Die Richter eines Personalstandes sind 

in einem Personalstandesverzeichnis nach Gehalts-

gruppen und Planstellen getrennt anzuführen. 
Das Personalstandesverzeichnis ist jährlich mit 
1. Jänner anzulegen." 

13. § 70 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) Das Amtskleid besteht aus einem Talar 

und einem Barett. Es ist in sechs verschiedenen 
Ausstattungen vorzusehen, und zwar je eine für: 

1. den Richter der Gehaltsgruppe I, soweit 
er nicht unter Z. 2 angeführt ist, und den 
Richter des Oberlandesgerichtes; 

2. den Präsidenten des Gerichtshofes erster 
Instanz, den Senatspräsidenten des Ober­
landesgerichtes und den Vizepräsid.enten 
des Oberlandes gerichtes; 

3. den Präsidenten des Oberlandesgerichtes; 
4. den Hofrat des Obersten Gerichtshofes; .. 

5. den Senats präsidenten des Obersten Ge­
richtshofes und den Vizepräsidenten des 
Obersten Gerichtshofes; 

6. den Präsidenten des Obersten Gerichts­
hofes." 

14. § 72 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"U rlau bsausmaß 

§ 72. (1) Hat das Dienstverhältnis ununter~ 
brüchen sechs Monate gedauert, so beträgt der 
Erholungsurlaub in jedem Kalenderjahr: 

1. 24 Werktage für den Richteramtsanwärter, 
2. 26 Werktage bei einer Dienstzeit vonweni­

ger als 14 Jahren, 
3. 32 Werktage bei einer Dienstzeit von 14 oder 

mehr Jahren, ' 
4. 36 Werktage bei einer Dienstzeit von 25 oder 

mehr Jahren und für die Richter der Gehalts­
gruppe III sowie für die Richter mit festem 
Gehalt." 

15. § 77 erhält folgende Fassung: 

"Änderung der Verwendung 

§ 77. (1) Der Richter kann bei einem Gericht, 
für das er nicht ernannt ist, nicht verwendet 
wen;!en; ausgenommen ist die Verwendung der 
Richter beim Oberlandesgericht für den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes für den Fall vorüber­
gehenden Bedarfes infolge Krankheit, Urlaubes, 
Geschäftsüberlastung oder infolge vorübergehen­
der Vakanz einer Richterplanstelle. Eine solche 
Verwendung ist jedoch nur innerhalb des 
Sprengels des Oberlandesgerichtes, bei dem sie 
ernannt sind, und nicht länger als sechs Monate 
zulässig. 

(2) Der Richter .kann jedoch mit seinem Einver­
ständnis dem Bundesministerium für Justiz, 
einer Staatsanwaltschaft oder anderen Verwal­
tungsbehörden sowie dem Präsidenten eines. 
anderen Gerichtshofes zur Besorgung von Ver­
waltuJ?gsaufgaben zugeteilt werden .. 
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16. § 81 wird aufgehoben. 

17. § 82 erhält folgende Fassung: 

"Unfreiwillige Versetzung auf eine 
andere Planst elle 

§ 82. Der Richter ist auf Grund eines Be­
schlusses des Dienstgerichtes auf eine andere 
Planstelle derselben Gehaltsgruppe zu versetzen, 
wenn 

1. vom Richter nicht verschuldete, außerhalb 
seiner Amtsausübung gelegene Umstände 
sein Ansehen und seine Tätigkeit auf seiner 
Planstelle dauernd so schwer beeinträchti­
gen, daß das Verbleiben des Richters auf 
seiner Planstelle der Rechtspflege zum 

. Abbruch gereichen würde; 

2. der Richter ein Angehörigenverhältnis im 
Sinne des § 34 zu einem anderen, bei dem­
selben Gericht ernannten Richter begründet 
hat oder sich von einem solchen Richter an 
Kindesstatt hat annehmen lassen." 

18. § 85 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Erlangt der Richter wieder die Dienst­
fähigkeit, so kann er auf Grund eines Bewerbungsc 
gesuches oder vori Amts wegen, jedoch nach 
Einholung von Besetzungsvorschlägen der Per­
sonalsenate, durch Ernennung auf eine Planstelle 
der Gehaltsgruppe reaktiviert werden, der er 
vor der Versetzung in den zeitlichen Ruhestand 
angehört hat. Von Amts wegen darf der Richter 
nur durch Ernennung' auf eine . Planstelle an 
seinem letzten Dienstort reaktiviert werden." . . 

19. § 90 erhält folgende Fassung: 

I Planstelle und über die unfreiwillige Versetzung 
in den zeitlichen oder dauernden Ruhestand 
sowie die Verfügung, Aufhebung oder Ableh­
nung der Enthebung nach §§ 95, 96 und 97 ob­
liegt als Dienstgericht 

1. dem Oberlandesgericht hi~sichtlich der im 
Sprengel dieses Geriehtshofes ernannten 
Richter mit Ausnahme der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten der Gerichtshöfe erster 
Instanz sowie der beim Oberlandesgericht 
ernannten Richter; 

2. dem Obersten Gerichtshof hinsichtlich aller 
übrigen Richter." 

20. § 107 erhält folgende Fassung: 

,;Ausschluß von der Ernennung in eine 
höhere Gehaltsgruppe 

§ 107,'Wurde auf Ausschließung von der Vor­
rückung oder auf Minderung der Bezüge erkannt, 
so kann der Richter vor Ablauf der Ausschlie­
ßung oder der Minderung in eine höhere Gehalts­
gruppe nicht ernannt werden." 

21. § 111 erhält folgende Fassung: 

"Diszi plinar gerich t 

§ 111. Als Disziplinargericht ist zuständig: 

1. das Oberlandesgericht für alle in seinem 
Sprengel ernannten Richteramtsanwärter und 
Richter mit Ausnahme der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten der Gerichtshöfe erster 
Instanz und der beim Obe!Iandesgericht 
ernannten Richter; 

2. der Oberste' Gerichtshof für alle übrigen 
Richter." 

Artikel IV 

"Zuständigkeit zur Beschlußfassung über 
die unfreiwillige Versetzung des Richters 
auf eine andere Planstelle und über die 
unfrei willige Versetzung in den zeitlichen 

oder dauernden Ruhestand 
§ 1 Z. 3 des Bundesgesetzes über Ergänzun~s­

zulagen zur Erhöhung der Anfangsbezüge ,1m 
§ 90. Die Beschlußfassung über die unfrei- öffentlichen Dienst, BGBl. Nr. 573/1973, wlrd 

willige Versetzung des Richters auf eine andere I aufgehoben. 

Artikel V 

(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 1979 gilt 

der bisherige 

Richter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Rat des Landes-, Handels- oder 
oder des Jugendgerichtshofes 

als 

Richter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Kreisgerichtes Richter des Landes-, Handels- oder Kreisgerichtes 
oder des Jugendgerichtshofes ' 

Senatsvorsitzende des Landes-, Handels- oder Richter des Landes-, Handels- oder Kreisgerichtes 
Kreisgerichtes oder des Jugendgerichtshofes oder des Jugendgerichtshofes 

. Vizepräsident des Landes-, Handels- oder Kreis- Vizepräsident des Landes-, Handels- oder Kreis-
gerichtes o~er des Jugendgerichtshofes gerichtes oder des Jugendgerichtshofes 

1207 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 18

www.parlament.gv.at



1207 der Beihgen 11 

der bisherige 

Präsident des Landes-, Handels- oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht für den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes in der ersten Standes­
gruppe 

Rat des Oberlandesgerichtes 
Senatsvorsitzender des Oberlandesgerichtes 
Vizepräsident des Oberlandesgerichtes 
Präsident des Oberlandesgerichtes 
Rat des Obersten Gerichtshofes 
Senatsvorsitzender ,d~s Obersten GerIchtshofes 
Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 
Präsident des Obersten Gerichtshofes 

(2) Den im Abs. 1 angeführten Richtern 
gebührt der Gehalt 

1., der Gehaltsgruppe, die sich für sie aus § 65 
Abs. 1 des Richterdienstgesetzes in der 
Fassung des Art. III ergibt, und 

2. der Gehaltsstufe und mit dem V orrückungs­
termin, die ihnen nach den für sie bis zum 
30. 'Juni 1979 geltenden Vorschriften zu­
kämen. 

(3) Abweichend vom Abs., 2 Z. 2 gebührt 
1. dem Richter des Bezirksgerichtes, 
2. dem Vorsteher eines Bezirksgerichtes, das 

weniger als drei systemisierte Planstellen 
für Richter und keine familienrechtliche 
Abteilung hat, jedoch mit Ausnahme des 
Vorstehers des Exekutionsgerichtes Wien, 

höchstens die Gehaltsstufe 13. Weiters gebührt 
abweichend vom Abs. 2 Z. 2 dem Richter beim 
Oberlandesgericht für den Sprengel des ,Ober­
landesgerichtes höchstens die Gehaltsstufe 3. 

(4) Präsidialsekretären des Oberlandesgerichtes 
gebührt der Gehalt der - Gehaltsgruppe I der 
Gehaltsstufe und mit dem Vorrückungstermin, 
die ihnen nach den für sie bis zum 30. Juni 1979 
geltenden Vorschriften zukämen, höchstens jedoch 
der Gehalt der Geh~tltsstufe 10. 

(5) Richtern im Evidenzbüro des Obersten 
Gerichtshofes gebührt der Gehalt der Gehalts­
gruppe I der Gehaltsstufe und mit dem Vor­
rückungstermin, die ihnen nach den für sie bis 

als 

Präsident des Landes-, Handels- oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht für den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes 

Richter des Oberlandesgerichtes 
Senatspräsident des Oberlandesgerichtes 
Vizepräsident des Oberlandesgerichtes 
Präsident des Oberlandesgerichtes 
Hofrat des Obersten Gerichtshofes 
Senatspräsident des Obersten Gerichtshofes, 
Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 
Präsident des Obersten Gerichtshofes 

zum 30. Juni 1979 geltenden Vorschriften zu­
kämen, höchstens jedoch der Gehalt der Gehalts­
stufe 13. 

(6) Ist der nach de,n Abs. 1 bis 5 gebührende 
Gehalt (einschließlich einer allfälligen Dienst,­
zulage und Dienstalterszulage) niedriger als der 
Gehalt (einschließlich der Dienstzulage und einer 
allfälligen Dienstalterszulage), der dem Richter 
für 'den Monat Juni 1979 gebührt hat (Vergleichs­
bezug), so' hat der Richter Anspruch auf eine 
nach Maßgabe des Eneichens eines höheren 
Gehaltes (einschließlich einer allfälligen Dienst­
zulage und einer allfälligen Dienstalterszulage) 
einzuziehende ruhegenußfähige Ergänzungszu­
lage in der Höhe des Unterschiedsbetrageszwi­
schen diesen Beträgen. 

(7) Im Fall einer allgemeinen Gehaltserhöhung 
für Bundesbeamte ist der gemäß Abs. 6 zu berück­
sichtigende Vergleichsbezug für den Monat Juni 
1979 mit Wirksamkeit vom Tage dieser allge­
meinen Gehaltserhöhung um jenen Hundertsatz 
zu erhöhen, um den vergleichbare Bezüge auf 
Grund dieser allgemeinen Gehaltserhöhung ange­
hoben werden. Dabei sind Restbeträge von 50 g 
und mehr auf volle Schillingbeträge aufzurunden 
und Restbeträge von weniger als 50 g zu vernach­
lässigen. 

(8) Die Richter im Evidenzbüro des Obersten 
Gerichtshofes sind beim Landesgericht für Zivil­
rechtssachen Wien für die Wahl des Personal­
senates wahlberechtigt. 

Artikel VI 
(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 1979 gilt 

der bisherige 

Staatsanwalt 
Gruppenleiter der Staatsanwaltschaft 
Leiter der Staatsanwaltschaft 

Staatsanwalt 
, Staatsanwalt 

als 

Leiter der Staatsanwaltschaft 
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der bisherige .als 

Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsanwalt- Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsanwalt-
schaft schaft 

Erste Stellvertreter des Leiters der Oberstaats- Erster Stellvertreter des Leiters der Oherstaats-
anwaltschaft anwaltschaft 

Leiter der Oberstaatsanwaltschaft Leiter der Oberstaatsanwaltschaft 
Stellvertreter des Leiters der Generalprokuratur Stellvertreter des Leiters der Generalprokuratur 
Erste Stellvertreter des Leiters der General- Erster Stellvertreter des Leiters der General-

prokuratur prokuratur 
Leiter der Generalprokuratur Leiter der Generalprokuratur 

(2) Den im Abs. 1 angeführten Staatsanwälten ist, sofern in diesen gesetzJichen. Vorschriften 
gebührt der Gehalt nicht aiideres bestimmt ist, der Zeitpunkt der 

1. der Gehaltsgruppe, die sich für sie aus § 42 Ernennung als stimmführendes Mitglied des 
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 in der. Gerichtes maßgebend, bei "reichem der Richter 
Fassung des Art. I ergibt, und tätig ist. 

2. der Gehaltsstufe und mit dem Vorrückungs-
termin, die ihnen nach den für sie bis zum 
30. Juni 1979 geltenden Vorschriften zu­
kämen. 

(3) Abweichend von Abs. 2 Z. 2 gebührt dem 
Leiter der Oberstaatsanwalt schaft und dem Ersten 
Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsanwalt­
schaft die Gehaltsstufe, die sich aus § 42 Abs. 4 
des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I 
und den übrigen Stellvertretern des Leiters der 
Oberstaatsanwaltschaft die Gehaltsstufe, die sich 
aus § 42 Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 in der 
Fassung des Art. I ergibt. . 

(4) Art. V Abs. 6 und 7 ist auf Staatsanwälte 
sinngemäß anzuwenden. 

Artikel VII 

Maßnahmen, die im Hinblick auf die Änderung 
des Richterdienstgesetzes und des Beamten­
Dienstrechtsgesetzes erforderlich sind, können 
sogleich nach der Kundmachung dieses Gesetzes 
getroffen werden. Sie werden frühestens mit 
1. Juli 1979 wirksam. 

Artikel VIII 

(1) Die Überleitung der Ruhegenüsse der 
Richter und Staatsanwälte, die vor dem 1. Juli 
1979 aus dem Dienststand ausgeschieden sind, 
und die Überleitung der Versorgungsgenüsse der 
Hinterbliebenen erfolgt durch eine gesonderte 
gesetzliche Regelung. 

(2) Bis zum Inkrafttreten dieser gesetzlichen 
Regelung sind die im Abs.1 angeführten Ruhe­
(Versorgungs)genüsse nach den bis zum 30. Juni 
1979 geltenden Vorschriften zu bemessen. Art. V 
Abs. 7 ist sinngemäß anzuwenden. 

Artikel IX 

Soweit in gesetzlichen Vorschriften auf den 
Dienstrang der Richter Bezug genommen wird, 

Artikel·X 

Die Reisegebührenvorschrift, BGBl. Nr. 133/ 
1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 681/1978, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 wird die Zitierung ,,(§ 1 Ge­
haltsüberleitungsgesetz)" durch die Zitierung 
,,(§ 1 Abs. 1 des BDG)" ersetzt. 

2. Im § 3 Abs. 1 werden die Bestimmungen 
über die Einreihung der Richteramtsanwärter, 
Richter und staatsanwaltschaftlichen Beamten in 
die Gebührenstufen . durch folgende Bestimmun­
gen ersetzt: 

a) in der Gebührenstufe 3: 
"Richteramtsanwärter; Richter und Staats­
anwälte deli Gehaltsstufen 1 bis 9 der 
Gehaltsgruppe I, soweit nicht eine Einrei­
hung in eine höhere Gebührenstufe in 
Betracht kommt;" 

b) in der Gebührenstufe 4: 
"Richter und Staatsanwälte der Gehalts­
stufe 10 bis 13 der GehaltsgruppeI, soweit 
nicht eine· Einreihung in eine höhere Ge­
bührenstufe in Betracht kommt; Vizepräsi­
denten des Landes-, Hande1s- öder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes bis 
zur Gehaltsstufe 11 der Gehaltsgruppe I; 
Richter beim Oberlandesgericht bis zur 
Gehaltsstufe 11 der. Gehaltsgruppe II; 
Stellvertreter des Leiters der Oberstaatsan­
waltschaft bis zur Gehaltsstufe 11 der Ge­
haltsgruppe II;" 

c) in der Gebührenstufe 5: 
"Richter und Staatsanwälte ab der Gehalts­
stufe 14 der Gehaltsgruppe I; Präsidenten 
des Landes-, Handels- oder Kreisgerichtes 
oder des Jugendgerichtshofes; Vizepräsi­
denten des Landes-, Handels- oder Kreis­
gerichtes oder des Jugendgerichtshofes ab 
der Gehaltsstufe 12 der Gehaltsgruppe J; 
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Leiter der Staatsanwa tschaft; Richter und I (2) Der im § 43 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 
Staatsanwälte der Gehaltsgruppen II und III in der Fassung des Art. I dieses Bundesgesetzes 
und mit festen Bezügen, soweit sie nicht sowie der im § 67 Abs. 1 des Richterdienstgesetzes 
unter die Gebührenstufe 4 fallen." in der Fassung des Art. III dieses Bundesgesetzes 

angeführte Betrag von 1310 S wird mit 1. Juli 1980 
3. Im § 3 Abs. 2 wird das Wort "Standesgruppe" auf 1 772 S und mit 1. Juli 1981 auf 2235 S an-

durch das Wort "Gehaltsgruppe" ersetzt. gehoben. 

Artikel XI 

(1) Die Tabelle im § 42 Abs. 1 des Gehaltsge­
setzes 1956 in der Fassung des Art. I dieses 
Bundesgesetzes und die Tabelle im § 66 Abs. 2 
des Richtel'dienstgesetzes in der Fassung des 
Art. III dieses Bundesgesetzes werden für Richter 
und Staatsanwälte durch folgende Tabellen er­
setzt: 

1. vom 1. Juli 1980 bis zum 30. Juni 1981: 

in der 
Gehalts­

stufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 

1 

11 880 
13099 
14473 
15703 
17110 
18293 
19448 

- 20800 
22348 
23620 
25117 
27121 
29012 
30875 
32739 
33898 

in der Gehaltsgruppe 

Tl 

Schilling 

20996 
22544 
23816 
25313 
27937 
30089 
33650 
36687 
38731 

2. ab 1. Juli 1981: 

in der 
Gehalts­

stufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 

I 

11980 
13 470 
14960 
16450 
17940 
19430 
20920 
22410 
23900 
25390 
26880 
28370 
29860 
31350 
32840 
34336 

in der Gehaltsgruppe 

II 

Schilling 

22535 
24025 
25515 
27005 . 
28495 
31475 
34455 

·37435 
38925 

1II 

24729 
26846 
29702 
33552 
36295 
37640 
39182 
40533 

III 

25865 
27355 
30335 
34805 
36295 
37785 
39275 
40765 

(3) Im Falle einer allgemeinen Gehaltserhöhung 
für Bundesbeamte sind die in Abs. 1 und 2 ange­
führten Beträge mit Wirksamkeit vom Tag dieser 
allgemeinen Gehaltserhöhung um jenen Hundert­
satz zu erhöhen, um den vergleichbare Bezüge 
auf Grund dieser allgemeinen Gehaltserhöhung 
angehoben werden. Dabei sind Restbeträge von 
50 g und mehr auf volle Schillingbetl'äge aufzu­
runden und Restbeträge von weniger als 50 g 
zu vernachlässigen. 

Artikel XII 

(1) Die 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBL 
Nr. 662/1977, wird wie folgt geändert: 

1. An die Stelle des Art. IV Abs. 1 treten 
folgende Bestimmungen: 

,,(1) Einem Universitäts (Hochschul)assisten­
ten, der sich vor dem 1. Jänner 1978 im Dienst­
stand befunden hat, gebührt zu seinem Gehalt 
gemäß § 48 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 eine 
ruhegenußfähige Ergänzungszulage auf den je­
weiligen Gehalt der entsprechenden Gehaltsstufe 
des Gehaltes gemäß Abs. 3. 

(2) Einem Universitäts(Hochschul)assistenten, 
der vor dem 1. Jänner 1978 im Bezug einer 
Verwendungszulage gemäß § 30 a Abs. 1 Z~ 2 
des Gehaltsgesetzes 1956 im Zusammenhang mit 
§ 48 Abs. 8 des Gehaltsgesetzes 1956 in der bis 
zum 31. Dezember 1977 geltenden Fassung stand, 
gebührt ab 1. Jänner 1978 zu seinem Gehalt und 
eincr allfälligen ruhegenußfähigen Ergänzungs­
zulage gemäß Abs. 1 eine weitere ruhegenuß­
fähige Ergänzungszulage im Ausmaß des Unter­
schiedsbetrages zwischen der jeweiligen Dienstzu­
lage gemäß § 48 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 
und der ihm vor dem 1. Jänner 1978 zuerkannten 
Verwendungszulage. Bei der Ermittlung der 
vor dem 1. Jänner 1978 zuerkannten Verwendungs­
zulage ist der auf volle Schillingbeträge gerundete 
durchschnittliche Vorrückungsbetrag zwischen 
den Gehaltsstufen 7 und 12 aus dem Gehalt gemäß 
Abs. 3 heranzuziehen." 

2. Der bisherige Att. IV Abs. 2 erhält die 
Bezeichnung ,,(3)". 

3. Dem Art. IV wird angefügt: 

,,(4) Eine Ergänzungszulage gemäß § 1 Z. 5 
des Bundesgesetzes BGBL Nr. 573/1973 ist dem 
gemäß § 48 Abs. 1 des Gehaltsgesefzes 1956 

I gebührenden Gehalt zuzurechnen." 
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(2) Art. IV der 31. Gehaltsgesetz-Novelle ist 
auf Bezugsansprüche für das Jahr 1978 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der 
Bezugsansätze in der Faswng der 33. Gehaltsge­
setz-Novelle, BGBl. Nr. 677/1978, die vergleich­
baren Bezugsansätze in der Fassung der 31. Ge­
haitsgesetz-Novelle treten. 

ArtikelXm 

Die im· Art. V Abs. 1 Z. 2 und 3 und Abs. 2 
Z. 2 und 3 der 31. Gehaltsgesetz-Novelle und 
im Art. V Z. 2 und 3 der 25. Vertragsbedienste­
tengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 663/1977, angeführ­
ten Bezugsansätze werden im gleichen Ausmaß 
erhöht, in dem die Bezüge vergleichbarer Beamter. 
beziehungsweise Vertrags bediensteter erhöht wer­
den. Hiebei sind Restbeträge von 50 g und mehr 
auf volle Schillingbeträge aufzurunden und Rest­
beträge von weniger als 50 g zu vernachlässigen. 

Artikel XIV 

, Bei den Beamten der Verwendungs gruppe S 2, 
die vor dem Inkrafttreten des Art. I Z. 9 in diese 
Verwendungs gruppe ernannt worden sind, ist zu 

prüfen, ob sich unter der Annahme, die günsti­
geren Überstellungsbestimmungenin der Fassung 
des Art. I Z. 9 hätten bereits zum Zeitpunkt der 
betreffenden ÜbersteIlung gegolten, eine Ver­
besserung der besoldungsrechtlichen Stellung 
ergeben würde. Trifft dies zu, so ist ihre besol­
dungsrechtliche Stellung in der Verwendungs­
gruppe S 2 mit Wirkung vom Tag des Inkraft­
tretens des Art. I Z. 9. dementsprechend neu 
festzusetzen. 

Artikel XV 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Art. XII mit 1. Jänner 1978, 

2. Art. I Z. 2, 5 und 9 bis 16 und die Art. II 
bis VI, VIII bis XI und XIV mit 1. Juli 1979, 

3. Art. I Z. 1, 3 und 4 mit 1. Jänner 1980. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes­
ministers betreffen, dieser Bundesminister be­
traut. 

Erläuterungen 

Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet im 
wesentlichen einc Neuordnung des Dienst- und 
Besoldungsrechtes der Richter. Das Dienstrecht 
trägt in seiner Gestaltung der rechtsprechenden 
Funktion des Richters, abgestellt auf die Zuge­
hörigkeit zu einer Instanz, voll Rechnung. 
Dadurch werden viele Ernennungsvorgänge, die 
derzeit die Richterlaufbahn bestimmen, in Hin­
kunft nicht mehr erforderlich sein. In Zukunft 
wird der Richter erstmalig zu ernennen sein, 
weitere Ernennungen sollen nur mehr bei einem 
Funktionswechsel, sei es örtlich oder innerhalb 
der Instanzen oder bei der Betrauung mit einer 
bestimmten Funktion, wie etwa mit der eines 
Senatsvorsitzenden des Oberlandesgerichtes, eines 
Hofrates des Obersten Gerichtshofes, eincs Prä­
sidenten oder Vizepräsidcnten eines Gerichts­
hofes erfolgen. Dieses von den Richtern seit 
Jahren angestrebte neue dienstrechtliche System 
bedingt auch die Neugestaltung der besoldungs­
rechtlichen Bestimmungen. Das bisher geltende 
Gehaltsschema. der Richter, das 16 Gehaltsstufen 
und Dienstzulagen, die nach Maßgabe der Standes­
gruppe, in die der Richter ernannt war, erreicht 
wurden, umfaßte, soll nunmehr durch ein in drei 
Gehaltsgruppen gegliedertcs Besoldungsschema 
.umgewandelt werden. Die Dreigliederung erfaßt 
im wesentlichen in ihrer Gehaltsgruppe I die 
Richter der Bezirksgerichte und der Gerichtshöfe 

erster Instanz, in der Gehaltsgruppe II die Richter 
der Oberlandesgerichte und in der Gehalts­
gruppe III die Richter des Obersten Gerichtshofes. 
Bei der Gestaltung der Gehaltsgruppe I wurde 
insbesondere auf die Erweiterung des Aufgaben­
kreises durch die Errichtung familienrechtlicher 
Abteilungen Bedacht genommen und damit 
gleichzeitig eine Maßnahme gesetzt, qualifizierte 
junge Richter an diesen Gerichfen halten zu 
können. 

Durch diese Neuordnung des Dienst- und 
Besoldungsrechtes der Richter soll ein über­
sichtliches, auf die judizierende Funktion des 
Richters abgestelltes System, das auch den 
Grundsätzen einer anzustrebcnden Gerichtsre­
organisation Rechnung trägt, gesetzlich verankert 
werden. 

Bei der . Findung der Gehaltsansätze, die in 
drei Etappen, am 1. Juli 1979, am 1. Juli 1980 
und letzlicham 1. Juli 1981 angehoben werden 
sollen, wurde auf Kriterien, die sich aus der 
rechtsprechenden Funktion ergeben, Bedacht 
genommen. Es wurde von einem, der grundsätz­
lich gleichen richterlichen Verantwortung Rech­
nunO" tragenden, für jeden Gehaltsansatz gleichen 

b • h Grundanteil, von einem der Stellung im Gertc ts-
aufbau entsprechenden Funktionsanteil und von 
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(2) Art. IV der 31. Gehaltsgesetz-Novelle ist 
auf Bezugsansprüche für das Jahr 1978 mit der 
Maßgabe anzuwenden, d~ an die Stelle der 
Bezugsansätze in der Fassung der 33. Gehaltsge­
setz-Novelle, BGBL Nr. 677/1978, die vergleich­
baren Bezugsansätze in der Fassung der 31. Ge­
haltsgesetz-Novelle treten. 

Artikel XIII 

Die im· Art. V Abs. 1 Z. 2 und 3 und Abs. 2 
Z. 2 und 3 der 31. Gehaltsgesetz-Novelle und 
im Art. V Z. 2 und 3 der 25. Vertragsbedienste­
tengesetz-Novelle, BGBL Nr. 663/1977, angeführ­
ten Bezugsansätze werden im gleichen Ausmaß 
erhöht, in dem die Bezüge vergleichbarer Beamter 
beziehungsweise Vertragsbediensteter erhöht wer­
den. Hiebei sind Restbeträge von 50 g und mehr 
auf volle Schillingbeträge aufzurunden und Rest­
beträge von weniger als 50 g zu vernachlässigen. 

prüfen, ob sich unter der Annahme, die günsti­
geren ÜbersteIlungsbestimmungen inder Fassung 
des Art. I Z. 9 hätten bereits zum Zeitpunkt der 
betreffenden ÜbersteIlung gegolten, eine Ver­
besserung der besoldungsrechtlichen Stellung 
ergeben würde. Trifft dies zu, so ist ihre besol­
dungsrechtliche Stellung in der Verwendungs­
gruppe S 2 mit Wirkung vom Tag des Inkraft­
tretens des Art. I Z. 9· dementsprechend neu 
festzusetzen. 

Artikel XV 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Art. XII mit 1. Jänner 1978, 

2. Art. I Z. 2, 5 und 9 bis 16 und die Art. II 
bis VI, VIII bis XI und XIV mit 1. Juli 1979, 

3. Art. I Z. 1, 3 und 4 mit 1. Jänner 1980. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
Artikel XIV ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch, 

, Bei den Beamten der Verwendungsgruppe S 2, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes­
die vor dem Inkrafttreten des Art. I Z. 9 in diese ministers betreffen, dieser Bundesminister be­
Verwendungs gruppe ernannt worden sind, ist zu traut. 

Erläuterungen 

Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet im 
wesentlichen eine Neuordnung des Dienst- und 
Besoldungsrechtes der Richter. Das Dienstrecht 
trägt in seiner Gestaltung der rechtsprechenden 
Funktion des Richters, abgestellt auf die Zuge­
hörigkeit zu einer Instanz, voll Rechnung. 
Dadurch werden viele Ernennungsvorgänge, die 
derzeit die Richterlaufbahn bestimmen, in Hin­
kunft nicht mehr erforderlich sein. In Zukunft 
wird der Richter erstmalig zu ernennen sein, 
weitere Ernennungen sollen nur mehr bei einem 
Funktionswechsel, sei es örtlich oder innerhalb 
der Instanzen oder bei der Betrauung mit einer 
bestimmten Funktion, wie etwa mit der eines 
Senats vorsitzenden des Oberlandesgerichtes, eines 
Hofrates des Obersten Gerichtshofes, eines Prä­
sidenten oder Vizepräsidenten eines Gerichts­
hofes erfolgen. Dieses von den Richtern seit 
Jahren angestrebte neue dienstrechtliche System 
bedingt auch die Neugestaltung der besoldungs­
rechtlichen Bestimmungen. Das bisher geltende 
Gehaltsschema der Richter, das 16 Gehaltsstufen 
und Dienstzulagen, die nach Maßgabe der Standes­
gruppe, in die der Richter ernannt war, erreicht 
wurden, umfaßte, soll nunmehr durch ein in drei 
Gehaltsgruppen gegliedertes Besoldungsschema 
umgewandelt werden. Die Dreigliederung erfaßt 
im wesentlichen in ihrer Gehaltsgruppe I die 
Richter der Bezirksgerichte und der Gerichtshöfe 

erster Instanz, in der Gehaltsgruppe II die Richter 
der Oberlandesgerichte und in der Gehalts­
gruppe III die Richter des Obersten Gerichtshofes. 
Bei der Gestaltung der Gehaltsgruppe I wurde 
insbesondere auf die Erweiterung des Aufgaben­
kreises durch die Errichtung familienrechtlicher 
Abteilungen Bedacht genommen und damit 
gleichzeitig eine Maßnahme gesetzt, qualifizierte 
junge Richter an diesen Gerichfen halten zu 
können. 

Durch diese Neuordnung des Dienst- und 
Besoldungsrechtes der Richter soll ein über­
sichtliches, auf die judizierende Funktion des 
Richters abgestelltes System, das auch den 
Grundsätzen einer anzustrebenden Gerichtsre­
organisation Rechnung trägt, gesetzlich verankert 
werden. 

Bei der Findung der Gehaltsansätze, die in 
drei Etappen, am 1. Juli 1979, am 1. Juli 1980 
und letzlich am 1. Juli 1981 angehoben werden 
sollen, wurde auf Kriterien, die sich aus der 
rechtsprechenden Funktion ergeben,Bedacht 
genommen. Es wurde von einem, der grundsätz­
lich gleichen richterlichen Verantwortung Rech­
nung tragenden, für jeden Gehaltsansatz gleichen 
Grundanteil, von einem der Stellung im Gerichts­
aufbau entsprechenden Funktionsanteil und von 
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der mit zunehmendem Alter und Tätigkeit in 
der Rechtsprechung wachsenden Erfahrung ent­
sprechenden Erfahrungsanteilen ausgegangen. 

Die Besoldung der Staatsanwälte soll, wie schon 
bisher, an die Gehaltsansätze der Richter anknüp­
fen und ist deshalb entsprechend der Neuordnung 
des Besoldungsrechtes der Richter neu zu ge­
stalten. 

verankern. Dieser Umstellung im System tragen 
die Bestimmungen über den Gehalt, die Dienst­
alterszulage, die Dienstzulage, die Verwendungs­
zulage und die Überstellung Rechnung. ' 

Der im § 45 Abs. 1 Z. 3 genannte Leiter der 
Staatsanwaltschaft Wien ist der Leiter der Staats­
anwaltschaft beim Landesgericht für Strafsachen 
Wien. 

,Die übrigen Änderungen betreffen im wesent­
licheneine Verbesserung der Aufstiegsmöglich - Zu Art. I Z. 6 bisS: 
keit der Beamten der Verwendungsgruppen E' Diese Neuregelungen sehen vor, daß auch den 
D und Cund gleichwertiger Verwendungs gruppen im Rahmen der Ausbildung der Sonderschullehrer, 
in die Dienstklasse III und eine Verbesserung 'Lehrer für Polytechnische Lehrgänge sowie der 
der Überstellung in die Verwendungs gruppe S 2, Arbeitslehrerinnen und Religionslehrer mit der 
femer Anpassungen bei den Bestimmungen über Erteilung übungs schulmäßigen Unterrichtes be­
die Dienstzulagen der Lehrer llndder Wache- trauten Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 a 2 
beamten sowie eine formale Anpassung von und L 3 eine Dienstzulage in der Höhe des 
Sonderbestimmungen über die Vorrückung und Differenzbetrages auf den Gehalt (einschließlich 
Bezugskürzung bei Berufsoffizieren,zeitverpflich- einer allfälligen Dienstalterszulage und Ergän­
teten Soldaten und :Beamten,' die gemäß § 11 zungszulage) eines Lehrers der jeweils nächst­
des Wehrgesetzes eine U nteroffiziers-Funktion höheren Verwendungs gruppe gebührt. 
ausüben. " 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfe~ Zu Art. I Z. 9: 
wird bemerkt: ' 

Zu Art. TZ. 1 und 4: 

Durch diese Regelung wird sichergestellt, daß 
nach einer, Überstellung in der neuen Verwen­

, 'dungsgruppe'fUr die V6rrückung Zeiten vor 
" dem 18. Lebensjahr nicht berücksichtigt werden. 

Zu Art. I Z. 2: 

Durch die Regelung der besoldungsrechclichen 
,";, Sonderbestimmungen fü,r Richteramtsanwärter 

und Richter im Richterdienstgesetz wird diese 
Anpassung erforderlich. 

Zu Art; ~ Z. 3: 

Die bisher für Beamte ,der Verwendungs­
gruppe ' E;' D und C vorgesehen.e Möglichkeit 
einer, beschleunigten Beförderung in die Dienst­
klasse 'BI, zwei Jahre vor der 'Zeitvorrückung, 
wird insoweit verbes,sert, als nunmehr die Mög­
lichkeit einer vorzeitigen Beförderung vier Jahre 
vor der Zeitvorrückung eingeräumt wird. Die 
Frage einer Stichtagsfestsetzung für Beamte; die 
bereits vor dem Inkrafttreten der Neuregelung 
in die Dienstklasse III ernannt' wurden, bleibt 
einer gesonderten gesetzlichen Regeiung vorbe-
halten. ' 

Zu Art. I Z. 5,: 

Die besoldungsrechtlichen Sonderbestimmun­
gen für Rkhteramtsanwarter und Richter werden 
nunmehr im Richterdienstgesetz geregelt. Da­
durch wird es erforderlich, die besoldungsrecht­
lichen Regelungen der Staatsanwälte in einer der 

, besoldungsrechtlichen Regelung der Richter ent­
,sprechenden Weise im Gehaltsgesetz neu zu 

In' Anlehnung an die mit 1. Jänner 1978 
wirksam gewordene Verbesserung der Beförde­
rungsrichtlinien in der Verwendungs gruppe B 
im Bereich der nachgeordneten Dienststellen 
und der in diesem Zusammephang im Art. IV 
der 33. Gehaltsgesetz-Novelle erfolgten Stich­
tagsregelung werden die Überstellungsbestim­
mungeri für Überstellungen in die Verwendungs­
gruppe S 2 ebenfalls um ein Jahr verbessert. 

Zu Art. I Z. 10 und 11: 

Die für Wachebeamte der Verwendungsgruppe 
W 2 in der Dienststufe 1 vorgesehenen Dienst­
zulagenbeträge wurden in eine lit. aund' eine lit. b 
unterteilt, wobei die Beträge nachlit. b nur den 
im § 73 AQs. 3 genannten Wachebeamten ge-
bühren. ' 

Gleichzeitig war es erforderlich, für Beamte 
der Verwendungsgnippe W 1 in den cDienstklas­
senIl bis IV, mitWirkung vom L Juli 1979 
eine -Wahrung, der bei Verbleiben in der Ver­
wendungsgruppe W 2 vorgesehenen höheren 
Dienstzulage vorzunehmen. 

Zu Art. I Z. 12 bis 14: 

Bezüglich der für Heeresangehörige geltenden 
Sonderbestimmungen über die Vorrückung sowie 
die Kürzung und den Entfall der Bezüge war 
bisher auf ähnlich lautende Sonderbestimmungen 
der Richter im § 42 des Gehaltsgesetzes ver­
wiesen worden. Da diese für Richter geltenden 
Bestimmungen nunmehr im Richterdienstgesetz 
geregelt werden, waren die für die Heeresange­
hörigen geltenden Sonderregelungen ohne" in­
haltliche Änderung neuzufassen. 
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Zu Art. I Z. 15 und 16: 

Durch die Neuordnung des Besoldungsrechtes 
der Staatsanwälte ist die bisher im § 86 Abs. 2 
lit. c enthaltene Bestimmung unanwendbar ge­
worden. Es war daher notwendig, eine der alten 
Regelung adäquate, dem neuen Besoldungssystem 
aber angepaßte Bestimmung zu normieren. 

Zu Art. II Z. 1 bis 5: 

Im Zuge der Neuordnung des Besoldungs­
rechtes der Richter sind auch jene Bestimmungen 
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes, die den Aus­
druck "Standesgruppe" enthalten, zu ändern. 
Aus dem gleichen Grund werden Zitierungsände­
rungen erforderlich. 

Zu Art. 11 Z. 6: . 

Im § 112 BDG haben die bisher vorgesehenen 
Standesgruppen zu entfallen, es wurden gering­
fügige Änderungen bei den Amtstiteln vorge­
nommen. 

Zu Art. 11 Z. 7: 

Die Bestimmung der ,Z. 2 der Ernennungs­
erfordernisse tritt an die Stelle der bisher im 
§ 47. des Gehaltsgesetzes 1956 vorgesehenen 
Bestimmung, womtch diese Beamten bei ihrer 
Ernennung in die. Standes gruppe 2 einzureihen 
sind. Durch den nunmehrigen Entfall der Standes­
gruppe ist es notwendig, an das Erreichen zu­
mindest der Gehaltsstufe 2 'anzuknüpfen, um 
auch zukünftig sicherzustellen, daß nur Beamte 
mit entsprechender· richterlicher Erfahrung zu 
Staatsanwälten ernannt werden. 

Zu Art. III Z. 1 Qis 10: 

Hier werden lediglich schon bisher geltende 
Bestimmungen der neuen Terminologie. und 
Rechtslage angep~ßt. 

Zu Art. III Z. 11: 

Das Kernstück des für die Richter völlig -neu­
geschaffenen Dienst- und Besoldungsrechtes findet 
seinen Niederschlag in den Bestimmungen' der 
§§ 65 ff. des Richterdienstgesetzes. Schon' durch 
die Marginalie "Planstellen, und Gehaltsgruppen" 
wird die Neuordnung augenfällig. Die besoldungs­
rechtlichen Sonderbestimmungen für Richter­
amtsanwärter und 'Richter, die bisher in den 
§§ 41 bis 4~ des Gehaltsgesetzes enthaltcn waren, 
werden in das Richterdienstgesetz eingebaut. 

Der Monatsbezug eines Richters wird sich 
künftig aus dem Gehalt, aus einer allfälligen 
Verwendungszulage und aus eincr allfälligen 

in gleicher HöheJestgesetzte pauschalierte Neben­
gebühr (Belastungszulage) zur Abgeltung zeit­
licher Mehrleistungen. 

Bestimmte Planstellen sind bestimmten Ge­
haltsgruppen oder festen Gehältern zugeordnet. 
Feste Gehälter gebühren dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichtes, dem Vizepräsidenten des 
Obersten Gerichtshofes und dem Pr,äsidenten 
des Obersten Gerichtshofes. 

Die Folgewirkungen einer' negativen Dienst~ 
beurteilung und einer Disziplinarmaßnahme waren 
bisher in den Absätzen 5 bis 10 des §.42 Gehalts­
gesetz 1956 normiert, auch diese Bestimmungen 
werden in das Richterdienstgesetz übernommen. 

Dem neuen Besoldungsschema mußten auch 
die Wirkungen des Überstiegs in eine höhere 
Gehaltsgruppe angepaßt werden. 

Die Bestimmungen über den Anfall der Dienst­
alterszulage . entsprechen der derzeit geltenden 
Regelung. Allerdings wurde die Höhe der DAZ 
schein in der ersten Etappe der neuen Besoldungs~ 
regelung von bisher 847 Sauf 1310 S ange-
hoben. " 

Die bisher als Besoldurigsbestandteil vorge­
sehene Dienstzulage wird künftig inden Gehalts­
ansatz eingebaut. Ab dem Inkrafttretcn dei: neuen 
besoldungsrechtlichen 'Bestimmungen wird eine 
Dienstzulage neuer Art für bestimmte Richter:, . 
funktionäre, nämlich die Präsidenten des Landes~, 
Handels- oder Kreisgerichtes oder des Jugend­
gerichtshofes im Ausmaße des Unterschieds­
betrages zwischen dem Gehalt in derGehalts~ 
gruppe I und mindestens dem Gehalt der'Gehalts-
stufe 13 der Gehaltsgruppe rr vorgesehen.' .' 

Die Verwendungszulage für Richter und Staats­
anwälte ist der Verwendungszulage gemäß § ?O a 
Abs. 1 Z.·3 Gehaltsgesetz 1956 insoweit'michge­
bildet, als durch sie alle Mehr1eist~ngen:des 
Richters inz'eitlicher und mengen mäßiger Hin­
sicht als abgegolten gelten. Die Höhe 'der Zulage 
ist wohl gestaffelt, aber in festen 'Beträgen 'und 
nicht, wie bei der § 30 a-Verwendungs 'zulage in 
der Form vol). Vorrückungsbeträgen, individuell 
festgesetzt. '. •. . 

. Die, Bestimmungenbetreffe~d di~ Überstellung 
übernehmen die bisher in den §§ 45 und 46 Ge­
haltsgesetz 1956, enthaltene Regelung. 

Zu § 68 d Richterdienstgesetz siehe die Erläute­
rung zu Art. I Z. 15 und 16. 

Zu Art. III Z. 12 bis 21: 

Hier werden lediglich schon bisher geltende 
Bestimmungen der neuen. Terminologie und 
Rechtslage angepaßt. 

Dienstzulage zusammensetzen. An die Stelle der 
Verwendungszulage, die nur für bestimmte Zu Art. IV: 
Funktionäre und/oder ab einer bestimmten Ge- Die Aufhebung erfolgt auf Grund der Neu-
haltsstufe vorgesehen ist, tritt eine für alle Richter, ordnung des Besoldungsrechtes der Richter. 
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Zu Art. V: Zu Art. X: 

Der Entfall der bisher vorgesehenen Standes­
gruppen macht' Änderungen der Reisegebühren­
vorschrift, insbesondere eine neue Einreihung 
der Richter entsprechend ihrer Zugehörigkeit zu 
den Gehaltsgruppen I bis III und entsprechend 
der von ihnen ausgeübten Funktion in die Ge­
bührenstufen der Reisegebührenvorschrift erfor-
derlich. . 

Durch diese Übergangsbestimmungen werden 
die bis zum 30. Juni 1979 ernannten Richter in 
das für sie ab 1. Juli 1979 geltende neue Dienst­
recht und neue Besoldungsrecht übergeleitet. Auf 
eine Planstelle eines Präsidialsekretärs des Ober­
landesgerichtes und auf eine Planstelle des Richters 
im Evidenzbüro· des Obersten Gerichtshofes, 
somit auf Planstellen, die nach dem 1. Juli 1979 
nicht mehr vorgesehen sind, ernannte Richter 
erreichen künftig höchstens den Gehalt der Zu Art. XI: 
Gehaltsstufe 1O,bzw. 13. . Die ab 1. Juli 1979 in das neue Besoldungs-

system übergeleiteten Gehaltsansätze (Gehalt 
Weiters war die \'V'ahrung eines nach den 

derzeitigen Vorschriften gebührenden Gehaltes und bisherige Dienstzulagen) und Dienstalters­
zulagen der Richter und Staatsanwälte sollen 

(einschließlich einer allfälligen Dienstzulage und 
Dienstalterszulage) vorzusehen, 'sofern in einzel- in einer zweiten Etappe am 1. Juli 1980 und 

letztlich in einer dritten Etappe am 1. Juli 1981 
nen Fällen die neuen Bezugsansätze die bisherigen Ü angehoben \verden. Diese bergangsbestimmung 
Ansätze noch nicht erreichen. Die Wahnlng 

f I sieht die zu den genannten Zeitpunkten vorge-
er 0 gt im Wege einer einzuziehenden ruhegenuß-
f . sehenen Gehaltsansätze und dieu· eweiligen Beträge ählgen Ergänzungszulage in, der Höhe des .. 

. für die Diel.nstalterszulage vor .. berdies soll durch 
Unterschiedsbetrages zwischen den bisherigen 

d Abs. 3 sichergestellt werden, daß die in Abs. 1 
un den ab dem 1. Juli 1979 geltenden Beträgen. und Abs: 2 genannten Beträge sich im Ausmaß 

Zu Art. VI: 

Durch diese Übergangsbestimmung werden 
die bis zum 30. Juni 1979 ernannten Staatsanwälte 
in die ab 1. Juli 1979 geltenden dienstrechtlichen 
und besoldungsrechtlichen Bestimmungenüberge­
leitet. 

Zu Art. VII: 

Diese Übergangsbestimmung soll die rasche 
Überleitung in das neue Dienst- und Besoldungs­
system ermöglichen. 

Zu Art. VIII: 

Die Überleitung der Ruhegenüsse der Richter 
und Staatsanwälte, die aus dem Dienststand 
ausgeschieden sind, und die Überleitung der 
Versorgüngsgenüsse der Hinterbliebenen bedarf 

. einer gesonderten gesetzlichen Regelung. 

Bezüglich dieser Ruhe(Versorgungs )genüsse 
\virdvorgesehen, daß sie nach den bis zum 30. Juni 
1979 geltenden Vorschriften zu bemessen und 
auch weiter mit den allgemeinen Gehaltserhöhun:~ 
gen' anzuheben sind. 

Zu Art. IX: 

Der Begriff des Dienstranges von Richtern 
ist im neuen dienstrechtlichert Svsteni nicht 
mehr vorgesehen. Soweit in andere~ Rechtsvor­
schriften darauf Bezug genommen wird, soll an 
seine Stelle eine Reihung nach dem Zeitpunkt 
der Ernennung als stimmführendes Mitglied des 
jeweiligen Gerichtes treten. 

allgemdner . Bezugserhöhungen für vergleich­
bare Bezüge erhöhen. 

Zu Art. XII: 
Die textliche Gestaltung des Art. IV der 31. Ge­

haltsgesetz-Novelle, BGBL Nr. 662/1977, führte 
zu einander widersprechenden Auslegung~n. 

Durch die Neufassung dieses Artikels soll sicher­
gestellt werden, daß vor dein 1. Jänner 1978 
ernannte Hochschulassistenten in ihren zu diesem 
Zeitpunkt gebührenden Bezügen keine Minde­
rung erfahren. 

Zu Art. XIII: 
Durch diese Regelung soi! sichergestellt werden, 

daß die in den genannten gesetzlichen Bestim-_ 
mungen angeführten Bezugsansätze sich im. 
Ausmaß allgemeiner Bezugserhöhungen erhöhen . 

Zu Art. XIV: 
Durch diese Bestimmung soU die besoldungs­

rechtliche Regelung des Art. I Z. 9 auch fur die 
vor. dem 1. Juli 1979 in die Verwendungsgruppe 
S 2 ernannten Beamten des Schulaufsichtsdienstes 
zum Tragen kommen. 

Zu Art. XV: 
Art. XV reg~lt das· Inkrafttreten und enthält 

die Vollziehungsklau$el. 

Mehrkosten 

Die Kosten der gesetzlichen Besoldungsmaß­
nahmen betragen für das Jahr 1979 rund 41 Mil­
lionen Schilling. 
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